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Einleitung 

Grenzüberschreitende Verbraucherverträge betreffen den Bezug von Waren 
und Dienst le istungen von e inem Unternehmer, welcher sich aus Sicht des Ver-
brauchers im Ausland befindet.1 In einer Welt, in der die Menschen ihren 
persönlichen Bedarf überwiegend regional bei stationären Händlern und 
Dienstleistern decken, bilden grenzüberschreitende Verbraucherverträge eine 
Ausnahmeerscheinung. Selbst der Versandhandel ist überwiegend national or-
ganisiert.2 D e r Außenhandel wird in dieser Welt vornehmlich innerhalb der 
hoch spezialisierten Gruppe der internationalen Kaufmannschaft abgewickelt 
oder zunehmend in multinationalen Unternehmen internalisiert.3 D e r Konsu-
ment betritt nicht selbst den Weltmarkt, sondern wird von den globalen Produ-
zenten direkt über Zweigniederlassungen oder indirekt über Vertriebsinterme-
diäre auf se inem Heimatmarkt aufgesucht. 

D e r grenzüberschreitende Direktvertrieb an Verbraucher scheiterte bisher 
vor allem an den im Hinblick auf das Volumen der e inzelnen Geschäfte unver-

1 Ausführlich zum Begriff des Verbrauchervertrags s.u. 2. Kap. II., S.37ff. 
2 Ausländische Versandhäuser werden auf dem deutschen Markt regelmäßig über eine 

Zweigniederlassung oder eine deutsche Tochtergesellschaft tätig, also über „Direktinvestitio-
nen", die die Transaktionen rechtlich zu Inlandsgeschäften machen. Vgl. die Ergebnisse einer 
Mitgliederbefragung der European Mail Order and Distance Selling Trade Association 
(EMOTA) vom 30.09.2002 (ww.emota-aevpc.org): „Sales to consumers in other states directly 
across borders are still insignificant (no more than 3%) as a part of total sales due to existing 
barriers. Companies prefer to work together with or acquire a local firm in order to profit from 
their knowledge of the local market, consumer attitude and interpretation of local legislation 
(„think international, act local")." 

3 Zur Funktion von Groß- und Außenhandelsunternehmen, Absatzmittlern und Direktin-
vestitionen im direkten und indirekten Import/Export vgl. Jahrmann, Außenhandel, 10. Aufl. 
2001, S. 51-84. In Abhängigkeit von den zugrunde liegenden Definitionen und Daten wird ge-
schätzt, dass zwischen 25% (vgl. Siebert, Außenwirtschaft, 7. Aufl. 2000, S.129f.) und bis zu 
50% (Beck, Macht und Gegenmacht im globalen Zeitalter, 2002,48) des Welthandels als „In-
tra-Firmen-(Nicht)-Handel" innerhalb der multinationalen/ transnationalen Unternehmen 
abgewickelt wird. Vgl. auch UNCTAD, World Investment Report 2002, Overview, S. 1: „Re-
cent estimates suggest there are about 65,000 TNCs (Transnational Corporations) today, with 
about 850,000 foreign affiliates across the globe... (which) account for... one-third of world ex-
ports. Moreover, if the value of worldwide TNC activities associated with non-equity relation-
ships (e.g. international subcontracting, licensing, contract manufacturers) is considered, TNCs 
would account for even larger shares in these global aggregates." Zu den Problemen der stati-
stischen Erfassung vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.), Globalisierung der Weltwirtschaft, 
Schlussbericht der Enquete-Kommission, 2002, S. 132ff. 



2 Einleitung 

hältnismäßig hohen faktischen und rechtlichen Transaktionskosten, weshalb in 
den Außenhandel traditionell eine Reihe von professionellen Intermediären 
mit Bündelungsfunktion eingeschaltet sind. Diese Außenhandelsstruktur führt 
im Nebeneffekt zur Nationalisierung der Vertragsschlüsse auf der Stufe des 
Letztvertriebs an Endverbraucher. Das so umrissene Gleichgewicht zwischen 
Globalisierung von Produktion und Handel sowie Lokalität des Vertriebs auf 
nationalen Endverbrauchermärkten wird gegenwärtig durch zwei Entwicklun-
gen in Frage gestellt, die dem Modell des „global procurement for local retail" 
die tatsächliche Basis und damit gleichsam die Geschäftsgrundlage entziehen. 

Zum einen werden in regionalen (EG, EFTA, NAFTA, AFTA, MERCO-
SUR) und globalen (WTO) Handelsorganisationen nicht nur Zölle und men-
genmäßige Beschränkungen des Warenverkehrs abgebaut, sondern auch in der 
Diversität von Vorschriften und Aufsichtssystemen liegende rechtliche Handels-
hemmnisse beseitigt, die insbesondere den grenzüberschreitenden Verkehr im 
Bereich der regulierten Dienstleistungen behindern. Vor allem der europäische 
Binnenmarkt hat mit dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung nach 
dem Herkunftsstaatprinzip sowie der Einführung des Euro ein Integrationsni-
veau erreicht, welches die nationale Fragmentierung der Verbrauchermärkte 
zunehmend in Frage stellt. Denn im Gegensatz zum Warenverkehr wird im 
Dienstleistungssektor regelmäßig direkt zwischen Produzenten und Konsu-
menten kontrahiert.4 Intermediäre treten allenfalls als Vermittler, nicht aber als 
Händler auf, weshalb Vertragsschlüsse im grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungsverkehr regelmäßig einen Auslandsbezug aufweisen.5 

Zum anderen wird erwartet, dass grenzüberschreitende Verbraucherverträge 
aufgrund der Etablierung und Verbreitung des elektronischen Geschäftsver-
kehrs im Binnenmarkt und darüber hinaus von der Ausnahme zum Normalfall, 
jedenfalls zum Massenphänomen werden könnten.6 Versteht man unter einem 
Markt den „idealen Ort"7, an dem Angebot und Nachfrage aufeinander treffen, 
so konstituiert das Internet einen virtuellen Weltmarktplatz, auf dem Informati-
on über und Kommunikation mit potentiellen Vertragspartnern nahezu in Echt-

4 Seltene Ausnahmen, wie z.B. die aufgrund der europäischen Entbündelungsvorschriften 
auftretenden „Reseller" von Telekommunikationsdienstleistungen, bestätigen die Regel. 

5 Zum Begriff des internationalen Vertrags s.u. 2. Kap. I., S.24ff. 
6 Vgl. schon den fünften Zwischenbericht der Enquete-Kommission „Zukunft der Medien 

in Wirtschaft und Gesellschaft - Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft" zum The-
ma „Verbraucherschutz in der Informationsgesellschaft", BTag Drucks. 13/11003; Federal Tra-
de Commission/Department of Commerce, Alternative Dispute Resolution for Consumer 
Transactions in the Borderless Online Marketplace, 2000; zuletzt wieder Europäische Kommis-
sion, Mitteilung, Verbraucherpolitische Strategie 2002-2006, KOM(2002) 208 endg., ABl. EG 
C 137 v. 8.6. 2002 S.2ff., 4. 

7 Ideal i.S.v. nicht notwendigerweise physisch lokalisiert wie der mittelalterliche Markt-
platz, aber dennoch in sachlicher, räumlicher und zeitlicher Hinsicht abgrenzbar: vgl. zu dieser 
im Kartellrecht üblichen Definition Schmidt, Wettbewerbspolitik und Kartellrecht, 5. Aufl. 
1999, S.49ff. 
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zeit zu sehr geringen, entfernungsunabhängigen Kosten möglich ist. Im Kontext 
des elektronischen Geschäftsverkehrs kann man das Internet deshalb als „gigan-
tische Maschine zur Reduktion von Transaktionskosten"8 verstehen, die auch 
kleinen und mittleren Unternehmern und Verbrauchern den unvermittelten Zu-
gang zu den Weltmärkten eröffnet. Es liegt auf der Hand, dass die durch das In-
ternet induzierte Senkung von faktischen Transaktionskosten nicht ohne Rück-
wirkung auf die Außenhandelsstrukturen bleiben wird, auch wenn sich die über-
triebenen Erwartungen der späten neunziger Jahre nicht erfüllt haben.9 

In diesem Zusammenhang ist es von besonderer Bedeutung, das das Internet 
lediglich eine technische Infrastruktur ist, während es sich bei Märkten um so-
ziale Institutionen handelt, deren Funktionsfähigkeit auf Effizienz und Vertrau-
en beruht, also auf Faktoren, die der sozialen Organisation bedürfen.10 So wie 
der mittelalterliche Marktplatz nicht lediglich aus einer gepflasterten Fläche 
zwischen Kirche und Rathaus bestand, sondern von den an einem florierenden 
Handel interessierten Städten etwa durch Errichtung einer marktnahen Ge-
richtsbarkeit gefördert wurde,11 so bedarf auch ein elektronischer Weltmarkt-
platz der Einbettung in rechtliche Institutionen, die das Vertrauen in die Fair-
ness der dort vorgenommenen Transaktionen stützen und zugleich die rechtlich 
begründeten Transaktionskosten so gering halten, dass sich die Potentiale des 
elektronischen Geschäftsverkehrs voll entfalten können. Das Internet ist in die-
sem Sinne nicht schon selbst Weltmarktplatz, sondern lediglich ein Katalysator 
der Globalisierung von Märkten. 

Die Etablierung von Rechtssicherheit und Gerechtigkeit auf elektronischen 
Weltmärkten steht deshalb auf der Agenda der in der OECD organisierten In-
dustriestaaten, die sich aus wirtschafts- und wettbewerbspolitischen Gründen 
einer Förderung des elektronischen Geschäftsverkehrs verschrieben haben.12 

8 Kenney/Curry, Beyond Transaction Costs: E-commerce and the Power of the Internet Da-
taspace, Working Paper 2000 

9 Die Rede von der „geplatzten Internetblase" trifft freilich eher auf die Börsenkurse, als 
auf die reale Umsatz- und Gewinnentwicklung zu: während traditionelle Handelsunterneh-
men wie KarstadtQuelle erhebliche wirtschaftliche Probleme haben, konnte das virtuelle 
Kaufhaus Amazon seine Umsätze in Europa allein im Krisenjahr 2001/2002 verdoppeln. Insge-
samt verzeichnet der E-Commerce ein starkes Wachstum: vgl. OECD, Measuring the Informa-
tion Economy, 2002, S.66ff. 

10 Zum Verständnis von Märkten als Organisationen vgl. Richter, Die neue Institutionen-
ökonomik des Marktes, 1996. 

11 Vgl. Berman, Recht und Revolution, 1991, S. 586 mit Erläuterungen zur Freiburger Char-
ta von 1120, die Kaufleuten die Gründung einer freien, d.h. nicht dem Landrecht, sondern dem 
Handelsrecht unterworfenen Stadt ermöglichte. Die berühmte Freiburger Gerichtslaube von 
1278 bildet ein Beispiel für eine marktnahe Gerichtsbarkeit, vorgängig wurden Marktstreitig-
keiten im Eingangsportal des Freiburger Münsters geschlichtet. 

12 Vgl. Fédéral Trade Commission, Bureau of Consumer Protection, Consumer Protection 
in the Global Electronic Marketplace, Looking Ahead, September 2000; Europäische Kom-
mission, Mitteilung vom 28.5. 2002, eEurope 2005: Eine Informationsgesellschaft für alle, 
KOM(2002) 263 endg.; für Deutschland vgl. die Initiative D21 (www.initiatived21.de). 
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Deutschland und die Europäische Union haben inzwischen eine Reihe von 
Maßnahmen erlassen, die diesem Ziel dienen sollen.13 Dazu gehören die Anpas-
sung von Formvorschriften und die Einführung gerichtsfester elektronischer 
Signaturen ebenso wie die Begründung von Informationspflichten und die Re-
gelung von Haftungsfragen. Auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes ging es 
vor allem darum, die Einhaltung des traditionellen Schutzniveaus auch im Onli-
ne-Bereich sicherzustellen und gewisse Schutzlücken zu schließen.14 Hingegen 
wurde das Kernproblem, das sich aus der Etablierung elektronischer Weltmärk-
te für das Internationale Privat- und Zivilverfahrensrecht ergibt, zwar unter 
dem Gesichtspunkt „Herkunftsstaat- vs. Bestimmungslandprinzip" intensiv dis-
kutiert, blieb aber für den Bereich grenzüberschreitender Verbraucherverträge 
bisher ungelöst.15 

Die entscheidende Frage lautet, ob der traditionelle Regulierungsansatz des 
internationalen Verbrauchervertragsrechts, der (passiven) Verbrauchern den 
Zugang zu den Weltmärkten nur unter der Bedingung der zwingenden Geltung 
der Schutzvorschriften ihres Heimatrechts gewährt, für den elektronischen Ge-
schäftsverkehr lediglich fortentwickelt werden muss, oder ob die Emergenz ei-
nes elektronischen Weltmarktplatzes der künstlichen Nationalisierung von 
grenzüberschreitenden Verbraucherverträgen nicht Grenzen setzt und über 
kurz oder lang in Richtung auf ein internationales oder transnationales Ein-
heitsrecht drängt. Die Interessenlage der Verbraucher ist insoweit keineswegs 
eindeutig. Statistische Untersuchungen der Konsumgütermärkte ergeben selbst 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union Preisdifferenzen, die 
sich innerhalb eines funktionierenden Binnenmarkts objektiv nicht rechtferti-

13 Ein Überblick bei Reich/Halfmeier, Electronic Commerce: Consumer Protection in the 
Global Village, 106 Dick. L. Rev. (2001) 111; Cordera, E-Consumer Protection: A Comparative 
Analysis of EU and US Consumer Protection on the Internet, 27 Rutgers Computer & Tech. 
L.J. (2001) 231; Ribstein/Kobayashi, Regulation of Electronic Commerce, 51 Emory L.J. (2002) 
1. 

14 Folgende Maßnahmen de EU sind inzwischen in Deutschland umgesetzt: Die Fernabsatz-
richtlinie (97/7/EG), die Signaturrichtlinie (99/93/EG) und die E-Commerce-Richtlinie (2000/ 
31/EG). Vgl. Reich/Nordhausen, Verbraucher und Recht im elektronischen Geschäftsverkehr 
(eG), 2000; Pützhoven, Europäischer Verbraucherschutz im Fernabsatz, 2001; Glatt, Vertrags-
schluss im Internet, 2002; Dilger, Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Internet, 
2002; Fuhrmann, Vertrauen im Electronic Commerce, 2001. Das Prinzip der Gleichbehand-
lung von Offline- und Online-Geschäften findet sich in OECD, Guidelines for Consumer Pro-
tection in the Context of Electronic Commerce, 1999, General Principles I. (abgedruckt im An-
hang). 

15 Für das öffentliche Wirtschaftsaufsichtsrecht begründet die E-Commerce-Richtlinie das 
Herkunftsstaatprinzip mit Auswirkungen auf das Werbe- und Vertriebsrecht (UWG, RabattG 
etc.), aber ohne Wirkung im internationalen Verbrauchervertragsrecht: vgl. nur Mankowski, 
Das Herkunftslandprinzip des E-Commerce-Rechts als Internationales Privatrecht, EWS 
2002, 401 ff.; für den Gerichtsstand folgt die E u G W O in Verbrauchersachen einem erweiter-
ten Bestimmungslandprinzip: vgl. Reich/Gambogi Carvalho, Gerichtsstand bei internationa-
len Verbrauchervertragsstreitigkeiten im e-commerce, VuR 2001, 269-280. 
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gen lassen und nur auf die weitgehende faktische Abschottung der nationalen 
Verbrauchermärkte zurückgeführt werden können.16 Das gilt um so mehr für 
den Außenhandel mit Drittstaaten, wo in Abhängigkeit von den Devisenkursen 
mitunter exorbitante Handelsspannen erzielt werden.17 

Das Europarecht gibt den Verbrauchern zwar einerseits einen Anspruch auf 
ein „hohes Verbraucherschutzniveau", andererseits vermitteln die Grundfrei-
heiten den Verbrauchern aber auch ein „Recht auf Zugang zu den europäischen 
Märkten".18 Wenn und soweit aber das Verbraucherlandprinzip dem Zugang zu 
ausländischen Märkten hinderlich ist, weil es die faktische Zersplitterung der 
nationalen Verbrauchermärkte auf rechtlicher Ebene spiegelt und damit ze-
mentiert, so stellt sich die Frage, ob der traditionelle Rechtsrahmen den Interes-
sen der Verbraucher angesichts der mit dem elektronischen Geschäftsverkehr 
eröffneten Marktzutrittschancen überhaupt dienlich ist. Bei der Abwägung der 
involvierten Rechte und Interessen kann jedenfalls nicht mehr umstandslos da-
von ausgegangen werden, dass ein hohes Verbraucherschutzniveau ausschließ-
lich und gerade durch die Anwendung des Heimatrechts des Verbrauchers zu 
verwirklichen ist. Unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit einer mit dem 
Verbraucherlandprinzip verbundenen Beschränkung des Rechts auf freien Zu-
gang des Verbrauchers zu den Weltmärkten19 ist vielmehr zu untersuchen, ob 
ein hohes Verbraucherschutzniveau nicht durch eben so geeignete, aber im Hin-
blick auf Marktzutrittsbarrieren mildere Mittel erreicht werden kann.20 

Die Konstitutionalisierung von transnationalen Verbrauchermärkten ist 
nicht nur eine Triebfeder für das von der Kommission verfolgte Projekt der 
Schaffung eines europäischen Vertragsrechts.21 Das Recht der grenzüberschrei-
tenden Verträge ist über den Binnenmarktkontext hinaus im Rahmen des allge-
meinen Interesses an den Rechtsproblemen des Internet und des elektroni-
schen Geschäftsverkehrs ins Zentrum wissenschaftlicher Aufmerksamkeit ge-

16 Europäische Kommission, Economic Reform: Report on the functioning of Community 
product and capital markets, COM(2001) 736 final, 2.1; Europäische Kommission, Verbrau-
cherpolitische Strategie 2002-2006, KOM(2002) 208 endg. 

17 Zur Preisdifferenzierung bei segmentierten Märkten vgl. Siebert, Außenwirtschaft, 
7. Aufl. 2000, S. 108f., 131ff. 

18 Zum „hohen Verbraucherschutzniveau" vgl. Art. 153 Abs. 1 EG; zum aus den Grundfrei-
heiten folgenden Recht auf Zugang des Verbrauchers zum Binnenmarkt vgl. nur Reich, Bür-
gerrechte in der Europäischen Union, 1999, S.266f. („passive Marktfreiheiten"). 

19 Virulent ist dieses Problem vor allem für Verbraucher aus kleineren Mitgliedstaaten. Wel-
cher Unternehmer würde etwa ernsthaft erwägen, eine eigenständige Vertriebsstrategie mit 
angepassten Werbemaßnahmen, eigenständigen AGB und Widerrufsbelehrungen für eine 
handvoll potentieller Kunden in Luxemburg oder Litauen zu etablieren? 

20 Zum Verhältnismäßigkeitstest der EuGH Grundfreiheiten-Rechtsprechung Reich, Bür-
gerrechte in der Europäischen Union, S. 264ff. 

21 Dazu zuletzt wieder Europäische Kommission, Mitteilung v. 11.10. 2004, Europäisches 
Vertragsrecht und Überarbeitung des gemeinschaftlichen Besitzstands - weiteres Vorgehen, 
KOM(2004) 651 endg.; zu den verbrauchervertragsrechtlichen Implikationen des vorherge-
henden Aktionsplans vgl. unten Kap.4 II. 2 b, S. 165ff. 
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rückt.22 Wurde dabei zunächst der traditionelle Zugriff des internationalen Pri-
vat- und Zivilverfahrensrechts aufgrund der Ubiquität und Virtualität des Inter-
net grundsätzlich in Frage gestellt,23 so setzte sich bald die Meinung durch, dass 
die Probleme des elektronischen Geschäftsverkehrs jedenfalls auf dem Gebiet 
des Vertragsrechts im Wesentlichen mit den traditionellen Mitteln des Kollisi-
onsrechts lösbar seien.24 Mit der Interneteuphorie der späten neunziger Jahre 
ist zwischenzeitlich auch der gesetzgeberische Elan zur Neuregelung sämtlicher 
für das Internet relevanter Rechtsbereiche abgeklungen. Warum also noch eine 
Studie über das internationale Verbrauchervertragsrecht? 

Die bisher vorgelegten Untersuchungen folgen nicht nur einem weitgehend 
rechtspositivistischen Ansatz, sondern stehen darüber hinaus in der Tradition 
des rechtsphilosophischen Etatismus,25 was sich insbesondere im Bereich des 
vertraglichen Verbraucherschutzes in Form eines sozialpolitischen Nationalis-
mus niederschlägt.26 Es ist zwar richtig, dass jedes mit grenzüberschreitenden 
Vertragsschlüssen verbundene Problem unter dem territorialen Paradigma des 
Kollisionsrechts entscheidbar ist. Dass Richter jedes Rechtsproblem lösen kön-
nen und müssen, folgt freilich schon aus dem Justizverweigerungsverbot. Damit 
ist allerdings nicht entschieden, ob das geltende Recht der grenzüberschreiten-
den Verbraucherverträge auch seine gesellschaftliche Funktion einer Verfas-
sung der entstehenden Weltverbrauchermärkte im Sinne der Schaffung von Ef-
fizienz und Vertrauen erfüllt. Fraglich ist zudem, wo der Gerechtigkeitsgehalt 
territorialer Anknüpfungen liegt, wenn die Merkmale des Sitzes, der Niederlas-
sung, des gewöhnlichen Aufenthalts oder des Markt- und Abschlussortes zu-
nehmend fiktiv und damit arbiträr werden. 

22 Unter den zahlreichen Monographien lesenswert vor allem: Borges, Verträge im elektro-
nischen Geschäftsverkehr, 2003; Ganssauge, Internationale Zuständigkeit und anwendbares 
Recht bei Verbraucherverträgen im Internet, 2004. Vgl. auch schon Reich/Nordhausen, Ver-
braucher und Recht im elektronischen Geschäftsverkehr, 2000; Fallenböck, Internet und inter-
nationales Privatrecht, 2001. 

23 Im Überblick Jayme, Kollisionsrecht und Internet - Nationalisierung von Rechtsverhält-
nissen oder „Cyber-Law"?, in: Leible (Hrsg.), Die Bedeutung des internationalen Privatrechts 
im Zeitalter der neuen Medien, 2003, S. l lff .; vgl. auch Boele-Woelki, Internet und IPR: Wo 
geht jemand ins Netz? in: Berichte der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht Bd. 39, 2000, 
S. 307ff.; Kohl, Eggs, Jurisdiction, and the Internet, 51ICLQ (2002), 555ff. 

24 Wegweisend Mankowski, Das Internet im Internationalen Vertrags- und Deliktsrecht, 
RabelsZ 1999,203ff.; heute herrschende Meinung, vgl. nur Staudinger-/Wagm« (2002), Art. 28 
EGBGB R. 644ff. m.w.N; für die USA vgl. auch Davis, The Defamation of Choice-of-Law in 
Cyberspace: Countering the View that the Restatement (Second) of Conflict of Laws is Inade-
quate to Navigate the Borderless Reaches of the Intangible Frontier, 54 Fed. Communications 
L.J. (2002) 339ff. 

25 Vgl. Goldsmith, Against Cyberanarchy, 65 University of Chicago Law Review (1998), 
1199; Mankowski, Wider ein transnationales Cyberlaw. Oder: Von der fortbestehenden Bedeu-
tung des Internationalen Privatrechts bei Internet-Sachverhalten, AfP 1999, 138; Sommer, 
Against Cyberlaw, Berkeley Tech. L.J. (2000) 1145. 

26 Vgl. Kap. 4 III. S.176ff. 
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Völlig ausgeblendet bleibt in der rechtswissenschaftlichen Analyse darüber 
hinaus die auf wirtschaftspolitischer Ebene verfolgte Vorstellung, dass das Be-
dürfnis nach Rechtssicherheit und Gerechtigkeit auf Weltverbrauchermärkten 
durch im Wege der Co-Regulierung zwischen Staaten, Industrie und Zivilgesell-
schaft entwickelte Standards und Verhaltensregeln (Codes of Conduct), durch 
Gütesiegelprogramme zur Überwachung der Einhaltung solcher Standards 
(Trustmarks) sowie durch Schaffung alternativer Streitschlichtungsmechanis-
men (Online Dispute Resolution) befriedigt werden könnte.27 Von der Rechts-
wissenschaft weitgehend unbemerkt haben sich in der gesellschaftlichen Praxis 
eine Vielzahl von Initiativen gebildet, die auf die Etablierung von Verbraucher-
vertrauen auf globalen Märkten zielen. Schafft sich die globale Zivilgesellschaft 
hier ein transnationales Recht der Verbraucherverträge? Und unter welchen 
Rahmenbedingungen könnte dies möglich und legitim sein? Diesen Fragen an 
eine Rechtswissenschaft, die die gegenwärtigen Herausforderungen des Rechts 
in der Globalisierung ernst nimmt, soll im Folgenden nachgegangen werden. 

Der erste Teil dient der Darstellung des geltenden deutschen und europäi-
schen Rechts der grenzüberschreitenden Verbraucherverträge. Im ersten Kapi-
tel wird in den Untersuchungsansatz eingeführt, und die Probleme werden an-
hand einiger Beispiele erläutert. Im zweiten Kapitel wird der Begriff des grenz-
überschreitenden Verbrauchervertrages definiert. Im dritten Kapitel werden 
die Verbraucherschutzvorschriften des internationalen Privat- und Zivilverfah-
rensrechts analysiert. 

Im zweiten Teil steht die Frage im Vordergrund, auf welche Weise der Rechts-
rahmen für grenzüberschreitende Verbraucherverträge an die Entwicklungen 
der Globalisierung angepasst werden kann. Das vierte Kapitel stellt die neueren 
Entwicklungen auf nationaler, supra- und internationaler Ebene dar, wobei ne-
ben dem Völkervertragsrecht vor allem das europäische und amerikanische 
Recht untersucht werden. Das fünfte Kapitel bildet den zentralen Theorieteil 
der Arbeit, in welchem nach den Möglichkeiten einer globalen Governance jen-
seits des Völkerrechts gefragt wird. Das sechste Kapitel stellt mit der Lex Mer-
catoria und der ICANN UDRP zwei Beispiele für die Entwicklung transnatio-
naler Rechtsregimes dar. 

Der dritte Teil zeichnet schließlich die Debatte um die Herstellung von Ver-
brauchervertrauen im globalen B2C-E-Commerce nach und stellt die zahlrei-
chen Selbstregulierungsinitiativen auf diesem Gebiet vor, um die Bedingungen 
der Verdichtung dieser Phänomene zu einem transnationalen Verbraucherver-
tragsrecht zu untersuchen. 

27 Eine frühe Ausnahme bildet die Stanforder JSM Thesis von Pichler, Trust and Reliance -
Enforcement and Compliance: Enhancing Consumer Confidence in the Electronic Marketpla-
ce, May 2000. 
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Erstes Kapitel 

Rechtssicherheit und Gerechtigkeit 
auf Weltverbrauchermärkten 

D a s Leitmotiv dieser Untersuchung kann in folgende Hypothesen gefasst wer-
den: 

1. Der in Deutschland geltende Rechtsrahmen für grenzüberschreitende Verbraucher-
verträge ist nicht geeignet, Rechtssicherheit und Gerechtigkeit auf elektronischen 
Weltmärkten zu gewährleisten. 

2. Das staatliche inter- und supranationale Vertrags- und Zivilprozessrecht wird in ab-
sehbarer Zukunft keinen produktiven Beitrag zur Entstehung von Rechtssicherheit 
und Gerechtigkeit auf Weltmärkten leisten, weil eine anhaltende Tendenz zur Natio-
nalisierung und Lokalisierung des staatlichen Rechts der grenzüberschreitenden Ver-
braucherverträge zu beobachten ist. 

3. Die rechtliche Verfassung des elektronischen Weltmarktplatzes ist eine wesentliche 
Aufgabe von Global Governance. In Abwesenheit eines Weltstaates ist sie im Zusam-
menwirken von Staaten, Wirtschaft und globaler Zivilgesellschaft zu erfüllen. 

4. Als Alternative zum staatlichen Recht bietet sich in diesem Zusammenhang die För-
derung der Entstehung von transnationalen Zivilregimes für Verbraucherverträge 
nach dem Vorbild der Lex Mercatoria und der ICANN U D R P für Markenrechtskon-
flikte im Internet an. 

D i e s e n Hypothesen liegt ein best immtes Verständnis der Funktion von Recht in 
Bezug auf Märkte und ökonomische Transaktionen zu Grunde, welches im Fol-
genden kurz erläutert wird (I.). D i e Probleme, die sich diesbezüglich aus der 
Etablierung elektronischer Weltmärkte ergeben, sollen einführend an e inem 
Beispiel verdeutlicht werden (II.). 

I. R e c h t , M a r k t , T r a n s a k t i o n 

Recht ist e ine soziale Institution, deren originäre Aufgabe in der Befriedung des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens durch Zivilisierung der Konfliktlösung 
liegt.1 Streitschlichtung ist freilich eine Dienstleistung, die prinzipiell von jedem 

1 Vgl. von Trotha, Was ist Recht? Von der gewalttätigen Selbsthilfe zur staatlichen Rechts-
ordnung, ZfRSoz 2000,327ff.; zur Evolution des Rechts durch Domestizierung physischer Ge-
walt Luhmann, Rechtssoziologie, 3. Aufl. 1987, S. 106ff. 
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